
l.,er KÂ I Íilili

mi t <lel' Lei trr¡rq des Di e¡tstes

fiir Unterricllt.sint¡ovatiolt ulld -lorsclruttg

rles I'linisterirtms f ür Bi ldunE r¡nd .ltlglllrl

l-¡'nrr f't l'agt

:

i

;

I

i

:

I
I
¡

J

I
I

I
I

I
I
I
I
I
I

i
I
I
I

:
j

i
i
I

I

i

¡

!

i
!

I

!

1

DIR ßO¡,LE DER S07,IAI,PAßTNER ßEI I)F:R NERUFI,¡(;IIEN ERS'TAI.ISIIILI)IJNC

UND DRR BENUFTICIIEN TíETTERBILDUNG:

l)lE l,,lCE fN l,t,XRitBllRG

Z I I S tl I'lltt E N F A.S.9l rlltl,'

{ 11,1¡1.{ 1j J\ .¡\ \-¡ f

- 135-



üie Studie glieclert sich ir¡ fijrrf TeiLe:

t
'{' Darsteliunq cit'r historischen Grundlagen cler berufliclren Erstausl¡il-

dung und I{eiterbildung.

B. Der.zeitige Grundì"aqen uncl

bildung und Weiterbildung.
Funktionsweisen cier beruflichen Erstaus_

C Problematik der derzeitigen Funktionsweise.

D' Thenatische Tendenzen und vorschräge zur Rorle der soziaJ.partner
beim Dialog über die berufriche Erstausbirdung und heiterbirdung.

E. Analyse einiger für die
H i rtschaf t ssekt<¡ ren .

künftige Entwicklung aufschLußreicher

A) In TeiL A versuche ich aufzuzeigen, wie sich zu Ende des 1g. und zu
Beginn des 20. Jahrhunderts im Großherzogtun Luxenburg eine poryva-
lente Berufsbildung entwickelte. Diese Berufsbildung entste¡t, .icht
nach einem staat-Lich vorgeschriebenen Einheitsmodelr - staatlich in
sinne der politischen Kräfte, die damaLs clie verschiedenen Regierungen
bildeten' sie hat t¡och kein genau festgelegtes statut. Dieses zeichnet
sich erst über vielfältige Initiativen ab, die von der Vermirri;"a 0""
Berufsbilclung durch Gemeinden und orclen in den primarschulen mit Kom-
plementarstufe, in Abend- uncl sonnragsschulen bis zrr clen {rofJen,staatlich geschaffenen öffentlict¡en Berufsschulen reichen, wobei auch
clie von Arbeitgebe.seite, orden, philanthropen und verbäncren getrage_
nÊ-'n Berufsschulen zu berücksichtigen sirrcl.
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Diese Scltulen vermitteln eine Berufsbildung, die der trirlschaftsent-
rvicklung des Landes entsprichl: eine handwerklich, landwi'rtschaftlich,
gewerblich, kaufmännisch c¡der ( für die Mäclchen) hauswintschaftlich
ausgerichtete :lusbi ldung.

Hintergrund für das Entstehen derartiger Berufsschulen sincl¡

die tiefgreifende Mechanisierung und umslellung der Agrarerzeugung
zur damalige,n Zeit;

der unanfhaltsame Aufstieg der Eisen- und StahLindustrie;

die zunehmende Komplexität der Verwaltungs- und Handelsstrukturen
des Landes, die zum großen TeiL auf die Durchführung und. si.cherung
der Eigenständigkeit des Landes zurückzuführen ist;

das Interesse der danarigen europäischen Mächte ( Frankreich,
Preußen, Holland, Belgien) an unseren Gebiet (Eisenerzgruben, nili-
tärstrategische Lage) .

Dieser tiefgreifende l{andel nicht nur wirtschaftlicher, sondern auch
kulturel.ler Strukturen und der luxenburgischen Mentalität erzeugen
eine gewaltige Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften aller Art.
Danit erleben wir die erste Deøokratisierung des Seltundarunterrichts
(hier verstanclen als Lrnterricht im Anschluß an den Prinarunterricht),
die die Resultierende nachstehender Fakten ist und die sich parallel
zum Druck verschiedener, sich endgültig etablierender politischer u¡cì

wirtschaftlicher Kräfte l¡erausbiLdet:
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der Primarunterricht kanrr diese [iacirf rage aus nahel ir:genclen Griilden
nicht befriedigen;

der Primarunterricht mit Komplementarslufe vermittelt zwar seinen
schüLern eine gute polyvalente Allgemeinbildung, die diesen viele
Arbeitsplätze in Behörden und privat,wirt,schaft öffnet, ka¡n jedoch
ebensowenig die zunehmende Diversifizierung und Spezialisierung der
Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften befriedigen;

der allgeneinbildende sekundarunt,erricht bereitet zwa.r eine be-
stimmte Anzahl von schülern auf die vielfäLtigen Aufgaben in Be-
hörden und Privatwirtschafl vor, widmet sich jedoch nur seiner
vorrangigerr Aufgabe, närnlich der Heranbildung der akademischen und
führenden EIite des Landes.

Un di.eser sLeigenden Nachfrage gerecht zu werclen, müssen neue Unter-
richtsarten geschaffen werden, mit denen die quaÌifizj.erten Arbeits-
kräfte, für die in den verschiedenen wirtschaftssektoren des Landes
ein großer Bedarf besteht, direkt vorbereiten werden können. Hierdurch
konmt es zu einer recht verwirrenden VielfaLt privaler uncl öffent-
Iichen lnitiativen in Berufsbildungsbereich, die sich rund um nachste-
hende Schwerpunkte herausbilclen :

vorherrschen der Agrarerzeugung in den Regionen Nord, ost und west
,les Landes sowie endgüItige Schaffung einer landwirtschaftLichen
Berufsschule in Ettelbrück, der Agrarmetropole des Landes;
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Vorherrschen der Eisen- und St,ahlerzeugulrg im Süden und im Ze¡rt,rum

sowie Schaffung verschiedener öffentlicher , und privaler
gewerblicher Berufsschulen, i¡rsbesondere im Bassin ùfinier
(Bergbaurgvier), in der Eisenmetro¡:ole Esclr-sur-Alzette, in einigen
Stahl- und Bergbaustädben der Umgebung sor.¡ie in Dommeldange

( Zentrum) ;

starke Nachfrage nach Handwerkern im Bassin Minier sowie in Zentrum

und Schaffung einer Handwerksschule in Luxemburg sowie einer
Berufsschule in Esch-sur-Alzelte; daneben nicht zu vergessen einige
private Handwerksschul en ;

rasch st,eigender Bedarf an qualifizi.ertem PersonaL in Verwaltung

und Handel und Schaffung von "Gewerbe- und Handelsschulen" an Gym-

nasien sowie einer Mittelstufe (Sekundarunterricht) rnit berufs-
Ìri lderrden Iilassen für Mädchen.

Dieser t,iefgreifende Wandel des luxemburgischen Berufsl¡ildungssystems

veranlaßt nel¡rere Sozialpartner zur Intervention: Staat (Regierung,

Abgeordnetenkammer, Staatsrat), politische Bewegungen bzr¡. Parteien,
Gewerkschaftsbewegungen (Arbeitnehner), Arbeitgeberverbände, Genein-

den, Berufsverbände sowie die großen Montan- und Hüttengesellschaften.

Diese Umstrukturierung ist im Zusanmenhang mit der politisch-sozialen
Enbwicklung dr:s tandes zu sehen, die durch zuneh¡nende Regelungen der

Arbeitsbedirrgurrgerr, die Schaffung unerläßIicher sozialer Einrichtungen
(Tarifvertr;ige, Kranke¡rkassen usw. ), die Grürrdung politischer Parteien

und von Arbeitnehmer{ewerkschaften zu sehen ist - all dies nach dem

Vorbitd vie.Ier anderer europäischer Länder. Die Schai'fung von Berufs-
l;annern ( Landwirlschaf t.s-, Handwerks- , Harrdels-, Privatangestellten-
urrrl Arbeitskammer) im Jahre 1924 stel.l.l eine entscheidende Etappe bei
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der Mitbestin nung über die Beruf sbi itlung in Luxemburg clar, cleren
erstes lretleutendes Ergebnis ¿'jll 6eset;, von lg2g über die Durchfültrung
der beruf I ichen Lehre ist. Mit diesem Gesetz wurcler¡ tie eroßen Lirrien
des beruf sbi ldenden ttnterri chts abgesLeckt , clessen Haupt,elemente bei
der großen Reform dieser unterrichtsart 1979 weitgehend wiecler aufge-
griffen werdell.

Das Berufskammernsystem, das 1963 mib der Schaffung einer Kanmer cler
Beanten und öffentlichen BediensLeLen sowie 1gg? ( ! ) mit der effek_
tiven schaffung einer Landryirtschaftskammer vollendet wurde, spielte
ir¡ Luxemburg die R<¡1le eines regeì.rechten hirtschaf tsparlane.nts, das
die Demokratisierung des wirtschaftlichen und politischen Lebens des
Landes zusannen mit der gestärkte¡r Ro.Lle des po.li tischen par)anents,
d'h' der Abgeordnetenkammer, ergänzt und stärkt, clie nit der Einfüir-
rung des allgeneinen hahlrechLs 191g ihrer¡ Höhepunkt erlebte.

Dieser Denokratisierungsprozeß, cler ¡richt otrne nitunter heflige Korr-
flikte erfolgt - die historischen Anhaltspunkte im A¡¡hang zu diesen
TeiI lassen dies erkennen - mündet allnä.hlich in d¿s luxeøburgische
Gese/ lschaftsnodell ein, das in wesentlichen gekennzeichnet ist durch
ein c¡ffenes politisches system, d.as den politischen f{echsel an der
Regierung gewährleisteL und den poliLischen Dialog den Konsensprinzip
unterordnet, durch eine stänclige tnt,eraktion zwischen d,er politischen
urrd der bürgerlichen Gesellschaft, zwischen den sozio-politisc¡en und
clen sozio-kultr¡rellen Akteuren, sowie durch eine syst,enatische gegen-
se'itige verflechtung zwischen staat uud. Betrieben, wobei jed.ch
staatl"icher Dirigismus vermieden wird.
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Diese auf Konsens angelegte Dynamik erfährt eine weitere stärkung
durclr die schaffung eines HjrLschat'ts- uud srszialrates im Jahre 1966,
in - dem ciie w.ichtigsten Parlt,ner aus hirtschaf t uncl ceseltschaf t zusan-
meltkommenr sowie durch die schaffung eirres mit dem allgemeinen Krisen-
managemen I beau f t ragten Dre i -Parte i en-Kcto t cl i n i erungsausscåusses
(staat, Arbeitgeber uncl Arbeitnehmer) im Jahre lg7,î, mitten in der
Wi rtschaftskrise.

f
I

B) in Teil B der studie soll aufgezeigt werden, wie sich die beruf_
liche Erstausbildung und Weiterbildurrg aus den zu Ende des 1g. und zu
Begiltn des 20. Jahrt¡underts geschaffenen Institutionen weiterent-
wickelt und diversifiziert hat.

1945 - nach clem barbarischen versuch Nazi-Deutschlands, den lu-xembur-
gischen staat z' vernichten - kommr das Leben wieder in Gang. zunächst,
wird unter llithiife der Berufskamnern die berufliche Lehre neu organi-
siert' Ein ¡vationales Arbeitsant soLL die Berufsberat,ung und vermitt-
lung von Lehrstellen gewährleisten. Durch ein Gesetz von lg53 werden
offizielr öffentliche und private Beruîsbildungszent¡en für Lehrlinge
in Handwerk, t{andel und Gewerbe geschaffen. Laut diesem Gesetz obtiegt
die Ar¡fsicht über diese zenLren einen Mehr-partejen-.4uss chuß, den je
ein vertreter des Birdungs- uncr des Arbeits¡rinisteriums, ein
Delegierter des tehrkörpers, vier Deregierte aus Handwerk, Handet und
Gewerbe sowie zwei Delegierte der Geneinden angehören, in clenen die
Zer¡t'ren untergebracht sind. Ab 1954 entstehen Berufsbilciungszentren in
den verschiedenen Regionen des Landes: Zentrum ( Luxemburg), Nord
(Ettelbrück, Diekirch, Troisvierges, rrilt,z), ost (Grevenmacher) und
Irest (Redange). Die Durchführung der Lehrlingsausbildung erhäIt
allmühlich ihre endgültige Form. seit 1945 umfaßt die Lehrlingsausbil-
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dung einetl praktiscåen 7'eil tn eirrem Handw*rk.s-, kauf männischell odergewerblichen BeLrieb s,wie eineu theLrrÉ'¿ ts<-.h¿:n t'eil tLr cl,en Berufsbi_l-
dungszetttren im R¿hmen eines Leltrvertrags, llei cjen Berufsbilclurrgszen-
tren wird ein ,russcilu/J fiir heruf Iir-.åe L,ns¿.huruttg ei*geserrr: ;;;-;;_
schüler bei ihrer BerufswaliL beraLen ,rrcl rrei cier umschulung vonschiilern mit Ausbi lcl'ngsproblemen behilflich sein soIl. Die Lehre kannentr't:der in ej'nem Bet,rìeb mit eir¡er theoretischen Begleitausbiì.dung aneiner Berufsschurc' oder aber an ei'er BerufsschuLe mit einer an_
schl'ießenclen Lelrre in einem Betrieb ar_¡sorviert wer.den, Die programme
der praktischen Lehrlingsausbildung uncl der eigenti.ichen Berut'stheorie
wcrden von der zustäncligen Berufska¡nmer, iìie al lgemein-t.heoretischer¡
Pr()gra¡nme von '-ie' Berufsschulerr erstellt. Die Lehrzeit legt diezttständiqe Berufskammer in Absprache mit der Arbeitskammer
(Arbeitnehmervert'retung) fest.. Es wircl ein Lehrlingsheii eingefiihrt.
Die ÄusbiLdurrq schließt mit einer Lehrairschluß¡.rriiÍ.ung (GeselJ.en_,
Gehiifen- bzw, Fat:harbeiterbrief ) ab. Es werden mehrere Land.esaus_
schüsse für die rrandwerkriche, kaufmänniscire, gewerbliche usw.
Lehrlingsausbildr:ng ins Leben gerufen.

Die außerordentÌ ich rasche techrrorogische Entwickrung u'd der
zunehmende fachl iche üt¡arakter cler Berufe veranrassen die
Regierung l95B zur Einführung eines berufsbildenclen Ergänzungsunter-
richts mit stärker "fachbezogener" Ausrichtung: das F'achs chnlinstitLtt,
das die ehemalige schule für Kunst ,,cr Handwerk übernimnt, die die
Handwerkerausbi ldunq (Gesellenbrief ) im Åuns thandwerk ( Bau_ und i{öbel-_
schreinerei, Kunstschmiedehandwerk, Keramih) und i¡r ¿ndere, Haudwerks-
berufen ( Bauwesen, Maschinenbarr, Elektrotechnik unci Werkzeugmacherei 

)qewälrrleistete, Sowie eine Fachschure (tjmgestaltung der ab lgl6 ,:in_
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gerichtelen FachhochscìruLkurse), die der .qusl:ilrJung von Technikern und.

In,g'ert ic'rrren im Bauingenieurwesen, im ¡rlaschinrtrìbau und rn der Elektro-
technik dienen solI.

Die Attswei¡¡¡q des Dienstleistunqssekt,c-¡rs cler luxemb1rrgischen
üirtschaft erzeugt eine starke llechfrage rrach qualilizierten Arberts-
kräf ten, die weder vom Pri.marurrterricht nit, Komplement,arstuf e, von
lierufsbildenden und Fachunterricht uoch v..¡m aLlgemeinbildenden Sekun-
clarunt,erricht bef riedigt werden kann, cler zwar kein beruf sbildender
IJnterricht im eigerrtlichen Sinn isl, obwohl er viele SchûIer auf ihre
Übernahure in Behörden und Privat,wirlschaft, vorbereilet. In Absprache
mit den Soziaì-partnern führt die Regierung deshaLb 1965 eine neue Art
ctes berufsbildenden tjnlerrichts ein: die ,Vittelstufe für solche
Schüler, die Stellen in der einfachen rrnd mittleren Lauíbahn von Be-

hörden rrnd Privatwirt,schaft anstneben. Die Primarschulen mj"t Komple-
mentarstttf e werderr in dem Maße ar-rf qeIöst, wie Mi ttelstuf enkollegs
entstehen' von denen ei.nige an die bestehenden Berufsbildungszentren
angeschlossen werden und dann die Bezeichnung "Berufsbjldendes Mittel-
stufenkolleg" (t:ollège d'enseignement moyen et profession¡reI) erhalten
(1969: Ettelbrück, 1969: triltz/clervaux,/Troisvì.erges, lg6g: Grever¡-

macher/Remich, 1975: Esch-sur-Alzette, 1g6g-1970: Dudelange), während

andere itt dieser neuen Forn des Mi.ttelstuf enkolì.egs aì s vöIlig eigen-
ständige ( 1966: Luxemburg rrnd PeLange ) ocler aLs t,ei lweisc' eigen-
ständige Eirrricht,ungen ( 1977: Mersch neben der Ländlichen
Hauswi.rtschaftssclrule, 197{: Echternach neben dem Klassi.schen Gymna-

sium) neu entstehen.
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Diese Ausuferung unterschiedlicl¡er Bezeichnungen und hombinationer,
verstärkt sich noch durch die Iinf'ührung eines Vorbereitunqsr:nter-
richts für paramedizinische Berufe ( lgd6 ) urrd mehrerer chemischer
Abteilungen (1969) an fachbezogenen unci beruf sbiltjencìen Unterricht,s-
anstaLten ( in Luxemburg wå.r errre chemiscile lndustrie enlsta¡den),
durch die Einführung eines Hotrllfachunterrichts, durch clie Reform des
Agrarfachunterrichts ( 1971: Institut für Agrarfachunterricht, das
einen Agrarfachschulabschluß und ern Agraringenieur-Dipl-om verleiht),
durch die Umwandlung der Läncilichen HauswirtschaftsschuLe in ein Zen-
trum fiir Ländliche Hauswirtschaftsausbildung ( t963 ), und mehrerer
NebensteLlen luxemburgischer Berufsbiì.dungszent,ren, sowie
schließlich 1974 durch die schaffung ei-ner verwaltungs- und
llirtschaftsschuJe, die durch die beschleunigte Entwicklung des Dienst-
leistungssektors erforderlich wurde und die in gewisser irerse den Àb-
schluß der Mittelstufe bildet.

Diese Ausuferuns von berufsbildenden und lachbezogenen L;nterricht,s-
ansLallen geschah ohne eine wirkliche Gesamtkonzeption und wirft somit
schwerwiegende Koordinierungs- und Kohärenzprobleme auf. Bereits 196g
fordert der Hirtschafts- und Sozialrat, ebenso wie die Berufskanmern,
eine allgeneine Reforn des Berufsbildungss.ysúeøs. 1g?g wird von der
Abgecrrdnetenkammer ein Entwr¡rf eines Organgesetzes für den fachbezoge-
nen und ber¿rfsbi ldenden Sekundarunterricht angenonmen. In diesen
Gesetz, das gJ.eictrzeitig die beruf I iche I{ei terbiJ.dung regelt, wird
künfrig eine Ordnung für den fachbezogenen Sekundarunterricht, fest-
gelegt, die eine in sich geschlossene Konzeptj.on für derr Fach-, den
beruf sbildenden und den lrlitteLstuf enunterricht (einschl ießli.ch der
l¡esteheltden Verwal.tungs- und Handelsschule sowie der Hotelfachschule)
umfaßt, wo die Jugendlichen im Alter von lz bis lg Jahren auf ihr
Berufsleben vorbereitet werderr und gleichzeitig eine AllgemeinbiLdung

..1
'¿' rl Þ,'
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erhalLen. Die Strukture¡r werden vereinheitlichr und die Abschlußzeug-
nisse ei.nander angegLichen. trie i,Iexibil"ität 9u= Systems
Mögì-ichkeiten zur Schaffung neuer qualiiizierender Ausbildungsgänge -
wird beibehallen. LehrlingsberutL'r und ei¡l Koorclinientngsausschuß
stelLen die tlotwenciige Verbindung zwischen SchuIen, Betri.eben r:nd
Berufskammern her. Eine Aufsichtsbehörde für clie Berufsbik)ung wircl
zum privilegierten Partner der Berufsk¿rmmern in allen Fragen der
Benrfsbildung, insbesondere cler berufLichen freilerbilclung.

ln tlieser l.,tmst.rukturierungszeit

richtigeren Investitionsob.jekt.
Ì¡esondere Di.enste eingerichtet.
Ausbr ldungskrrrse an.

wi rd die Beruf sbildung zu einem i:mmer

In derr Berufskammern werden hierzu
Al¡dere Einrichtungen bieten ebenfalls

(') Z ie I v,rn Tei I C der St,Lrd ie isl die Darstellun! der Beruf sbi ldung
als streitohjekt in aJJgeneinen Rahnen des Kanpfs un die ,vacht, ins-
besondere urn die wirtschaftliche Machl. Die llodernj.sierung des Ar-
beit.smarktes und dessen weItweite unschichtung führen in den
"InclusLrieIändern" clazu, daß ,{rbeit,splätze wegfarlen und sich verän-
dern sowie neue Arbeitsplätze entstehen. Diese gewa-ltige Umwandlung

erfordert massiver Anstrengungen bei cler beruflichen Unschulung und i¡-
Lensive Bemühungen um eine rreue Ausbilclung der derzeitigen und künfti-
gen Erwerbsbevölkerung. Die Umverteilung neuer eualifikationen im pro-
.luktioussystem et'zeugt bei clen Betri:eben ein vitales Interesse zur
Einslellrtrrg auf die Entwicklung des technologrschen und. weltbewerbs-
mäßigerr Umf elds. Sowoirl arr der beruf I iciren ErstausbiLdurrg als auch a¡
cler bet'rlf I ichen Ireilerbilctung sind ciie SoziaLpartner - St,aal, Arber t-
geber u¡rd Arl¡eitnehmer - direkt ÌreLeiIigt, sei es zur GewährlersLung
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der lrettbewerbsfähigkeit der vor.kswirtschaft und
sei es zum Einsat,z deren berut, l icher Konpebenz
zur Vermeidung der Arbeitslosigkei L.

somit der Betriebe,
aut dem Arliei tsmarkt

zwar gitt ctie Berufsbildung aIs ein wesenil.icher prociuktivitätsfaktor
und mithin auch als ein InvestiLionsgut, doch ebenso auch ars einzusá'tzlicher Kostenfaktor. über diese Berufsbirdungskosten wird zwi-schen den s<¡zialpartnern verhandelt, woclurch ciie Berufsbildung in Rah-men des allgeneinen Machtkampfs einen wichtigen platz eirrninmt. Fürf{irtschaft (wirtschaf tliche Macht ) , Techno].ogie ( technoÌogische
Macht)' Politik (politische Macht) und Finanzwesen (finanzielle Hacht)gleichermaßen ist die Berufsbirdung zu einem vorrangigen Zier. gewor_
den' Je mehr die tegislativen uncl exekutiven Kräfte des staates unLerden Ej'nfLuß arbeitnehmerfreundLicher poLitischer Kräfte geraten, destostärker fallen clie Lösungansätze zu Fragen cier Berufsbiidung in sr.nneder Gewerkschaften aus, die die A¡.beitnehmer vertreten. Je stárken
dieselben staatlichen Kräfle unter den Einfluß arbeitgeberfreundlicher
politischer Kräfte geraten, desto stärker. fallen die Lösungansãtze zu
Fragen der Berufsbildung in sinne der Arbeitgeber aus.

Die r¡irtschaftriche zukunft des Landes (vg].. lggg)
beiligten Kräften die Suche nach tien notwendigen
Berücksichtigung mehrdinensionaLer Sachzwåinge
könnte ein r',rpe rtensysten zur unterstützung
für die Sozialpartner von Nutzen sein.

der Entscheidungsf indung

rtschaftskrise hat crie schwäche des Beratungssystens der Beruf
und cres wirtschafts- und sozialrates deutrich gemacht,. D

nach den für das wirtschaftr.iche überreben des Landes notwencigen Komprouissen hat mit der schaffung zweier großer zusätzJicrter

ab

fordert al.Ien be-
Kompronissen unter
In diesen Rahnen

Die l{i
kammern

Suche

S-

ie

i-

I

i
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Drei-Parteien-Grenien - den Konjrrnkturrat {1975) und vor allem dem

Drei-Parl;eien-Koordinierungsarrsschuß (lgi7) - ctie auf Konsens ange-
legte Dynamik gestärkt. Vor allen der let.ztere Ausschuß hat - bedingt
durch die effizienten uncl raschen Möglichkeiten, für ciie verschiedenen
Partner verbindliche Entscheidungen zu treffen oder zumindest vorzu-
bereiterr - da.zu geführt, daß von einem Juxenhurgiscåen hrisennanage-
nent-Modell gesprochen wurde, während das Drei-Parteien-Gremiun in
f'Jirkl ichkeit nur eine f{eiterent¡.¿icklung dieses seit längeren wirksanen
KonsensmodelLs ist. Diese beide Gremien entwickelten sich für die
Sozialparbner zu einen bevorzugten politisch-sozialen Instrumentarium,
was freiLich einige Konflikte mit den Berufskanmern und den

l{irtschafts- und Sozialrat hervorrief, obwohl die als llitgj.ieder oder
Sachverständige in alì diesen verschiedenen Gremien tätigen Personen

sehr oft dieselben sind (vgl. die Schaffung eines Eeschäftigungsfoncls
anstelle des Arbeilslosenfonds, Vorbereitung des Europrtischen Binnen-
marktes 1993 ).

liird der Dialog zwischen den sozialpartnern dadurch gestört?
Keineswegs. in Wirklichkeit stärkl vielnehr die Funktionsweise dieser

' neuen Grenlien' die sich notwendigerweise nit Beschäftigungsproblemen,
also zwangsläufig auch mit Berufsbildungsproblenen befassen, die auf
Konsens nngelegte Dynamik in unserem Lande.

Bei der Berufsbildung - und in vièlen weiteren Bereichen, auf die ich
in Rahmen dicser Studie nicht weiter eingehen kann - kan es also in
der letzten Zeit zur Einführung der sogenannten "Ständigen Drei-
Parteien-Beratung", d.h. einem institutionellen Beratungskomplex, cler

die "traditionellen" Beratungsorgane älteren Datuns - tr'irtschafts- unci

Sozialrat, Berufskammern, Nationaler Beschäftigungsaussclrulì, I(oordi-
tiiet'ungsausschüss¡,r für die Berufsbildung - und Beratungsorgane neuerel.Ì
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Datuns - de¡r Drei-Parteien-Koordinierungsausschuß - umfaßt. schaut nan
sich die I'unktionsweise dreser slänclige.n Drei-parteie-n-Beratung näher
alì' so entdeckt man ein interakt rves S.vsr-em, das praktisch ständig die
wirtschaftlichen und politischen Krâfte cles Lancìes einbindet uncl in
dem zwei informelLe Netze eine sclrltisselrolle spielen: das infornelle
Nc'tz der sachverständigen, crie',,on den jeweiligen soziarpartnern kon_
suLtiert werden und das das massive Vordringen der technologischen
Macht zur Entscheidungsebene signalisiert, und der stärker politisch
ausgerichtete infornelle BeratungsÀr'eis, der die wichtigsten vertreter
gegensätzlicher poritischer und wirtschaftlicher Kräfte umfaßt, die
sich sonit gegenseitig konsultiere¡r.

wenn man sich in Erinnerung ruft, daß Luxenburg ein Kleinstaat, also
ebenfaLls eine kleine GeseLlschaft ist, der außer über eine Abgeord-
neterrkammer auch über einen staatsrat verfügt, der ebenfalls ein in_
stitutionelles rnstrument im DiensLe cier auf Konsens angelegten Dy-
r¡anik des luxenburgischen GeseLlschaftsmodells ist, so versteht man
die Funktionsweise der luxemburgischen Demokrati.e etwas besser, die
attf eLn lttodell des verträglichen Zusannenleöens hinauslaufen dürfte,
ein Mc¡dell also, das durch Transparenz, Trennung und Dezentralisierung
cler vielfäItigen im staat tätigen Kräfte sowie durch eine auf Konsens
angelegte Regelung der Machrkonflikte gekennzeichnet ist.

Dies bedeutet jerloch keineswegs "KonlroLle" der Machtfahtoren, von de-
tìerì sich einige wegelt ihrer internationalen Verf lechtung (f inanzielle,
lechnologische, wirtschaftliche und Mediennacht ) teilweise dieser
clemokratischen Mitbestinmung der J.uxemburgischen poLitik entziehen.
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D) In Teil D wird versucht, einige aufschlußreiche Tendenzen der
Hauptthemen herauszuarbeiten, anf die sich cler Dialo_g der Sozialpart-
ner über die berufliche ErstausbiLdung und l{eiterbildung stützt. Diese
Thenen sind in einer bestimmten Reihenfolge aufgeführt, die die For-
nulierung entsprechender Vorschläge ermöglichen soLL.

So erleben wir derzeit ein r{iederaufleben der Diskussion über die pro-
fessionalisierung bzw, die Ent-ProfessionaLisierung der Erstausbil-
dung. Es clürfte nunmehr anerkannt sein, daß die berufliche Ersiausbil-
dung eine breit angeì.egte AllgemeinbiLdung, eine spät einsetzende
Spezialisierung, eine theoretische, fachbezogene und praktische Viel-
seitigkeit sowie eine gründliche Vorbereitung auf das sozial- und

f{irtschaftsleben aufweisen muß. Gleichwohl scheinen Meinungsver-
schi.edenheiten in bezug auf die inhaltliche Seite dieser Allgenei.nbil-
dung für Schüler zu bestehen, die nach ihrem übergang zum Unlerricht
im Anschluß an den Primarunterricht eine Ausbildung zun Erwerb einer
beruflichen Qualifikation einschlagen. Ðer fachbezogene Sekundarunter-
richt nüßte sein eigenes Konzept einer Allgeneinbildung entwickeln,
die auf schüler zugeschnitten ist, die diesen l{eg der polyvalenten
Ausbildung einschlagen, d.h. die große Mehrheit der luxemburgischen
Schüler. Hierbei darf es sich aber nicht um eine "Billigausgabe" einer
Allgeneinbildung im Verhältnis zu der Allgemeinbildung handeln, die in
allgerneinbildenden Sekundarunterricht vermittelt wird. ParalleI zu

dieser Entwicklung muß der fachbezogene Sekundarunterricht auf für
diese Aufgabe besonders vorbereitetes Lehrpersonal zurückgreifen kön-
nen. Diese einer beruflichen Erstausbiì.dung vorausgehende Alì.gemein-
bildung muß iur Rahnen eines Beratungsprozesses (Beobachtung, Beratung
und Festlegungl stattfi¡rden, dessen Gesamtziel in der Hinführung des

schülers zu der Berufsbildungsart bestehen u¡uß, die für ihn unter
Berücksichtigung der Arbeits¡narktentwicklung an geeignetsten ist,
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Dieser Prozeß mündet somit in die Ausarbeitung ejne s Beratuns.sprofiLs
ein, das auf die großen Berufsoptjonen crieses Marktes ausgerichtet,
ist: "adninistrative", soziare, handwerkljcåe und gewerblicåe Ausrich_
tung. Zuvor ist allerdings für jede Ausrichtung ein Bezugssystem der
Standard-Ausbildungsgänge auf zustellen.

Mittlerweile ist arrgeurein anerkannt, claß serbst eine gründriche
berufliche Erstausbirdung angesichts d.es beschreunigten technorogi_
schen wandels, der für die Arbeitsnarktentwickrung uncl somit, das Be-triebsleben kennzeichnend ist, keine ausreichende Garantie mehr füreinen Dauerarbeitspratz darstelrt. Die berufliche bzw. dienst- oder
arbeitsplatzbegleitende 

''eiterbirdung ist zv einer Notwendigkeit
geworden, die es so zu organisieren gilt, daß sie den produktions_
rhythnus der Betriebe und das Berufs-, soziar.- und Familienreben des
einzeruen möglichst wenig behindert. Die schrittwej.se Einführung einer
BerufsbiLdung nach einem s.vsteø anrechenbarer Lehreinheit,en clürfte
nicht nur in Berufsleben, sondern auch bei der ,,schurischen,, 

beruf_
lichen Erstausbirdung geboten sein. Die sozialpartner sind aufgerufen,
so rasch als möglich einen berufsbildenden Ausbirdungsgang als Alter_
native zum normalen schurischen Ausbir-dungsgang festzulegen, die zt)
einen qualifizierenden Abschlußzeugnis führt, das den normaren schur-
al¡schlußzeugnis gleichgestelrt und in die Hierarchie von Gehart, Funk-
tionen und Ansprüchen eingebettet ist.

Ein weiteres Thema, das arren partnern des Diarogs zunehmend sorgebereitet, ist der Ahrauf cler sprachschuJung in Luxenburg, d,íe ftir cren
Erwerb einer beruflichen Qualifikatiorr ausschlaggebend ist. Die luxem-
burgische Erwerbsbevölkerung setzt sich aus Einheimischen uncl Ausrän-
dern zusammen, die alle besorrdere sprachkenr¡tnisse nachweisen müssen,
um sich beruflich zu qualifizieren: gefordert wird die Beherrschung
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des Französischen, Deutschen uncl Englischen. Hinzu kornmen die inneren

Zwänge der luxemburgischen GeseLlschaft. - die erwünschte, wenn nicht
unerläßIiche Beherrschung des Luxemburgrschen - sor.iie der eingewan-

derten Bevölkerung - die erwünscl¡te, wenn nicht unerLäßliche Beherr-

schung cler Muttersprache des Herkunftslandes. Dj-ese sprachlicherr

Vorbedingungen für den Erwerl¡ einer berufLichen Qualifikation sind die

Ursache für ungleiche Beschäftigungschancen eines Teils der

"luxenburgischen" Erwerbsbevölkerung. So kenrren unsere Nachbarländer

keine in cliesen Maße vergleichbaren, sprachlichen Zwànge, und deren

Bürgern ist somit der ïieg zur beruflichen Qualifizierung nicht durch

dieselben Sprachbarrieren versperrt. Wenn auch zu berücksichtigen ist,
daß das nornale Wachstum der luxemburgi.scìren Erwerbsbevölkerung nicht
ausreichtr um die Stellenzunahme auf dem luxemburgischen Arbeitsurarkt,

insbesondere im Dienst.leistungssekt,or, vol1 aufzufangen, so ändert das

nichls daran, daß die Zunahme der grenzüberschreitenden Erwerbsperso-

nen auf diesem Markt teiLweise ebenfaÌ}s auf di.e erwähnte besondere

Sprachensiluation zurückzuführen ist

Es wurde aufgezeigt, daß den Betrieben und den einzelnen der

wirtschaftlich Stellennert der beruflichen l{eit,erbildung, d.h. der

Notwendigkeit zun Ausbau und zur Optinierung der personellen

Ressourcen, bewußt geworden war. Die zentral-e Frage der derzeitigen
Debatte dürfte somit nicht nehr die Notwendigkeit dieser beruflichen
ffeiter- oder Fortbitdung zu'sein, sondern deren Finanzierung, Jeder

ist dav<.¡n überzeugt, daß die beruf Iiche lteiterbildung eine Produktiv-

investition im voll-en Wortsinn darstellt, doch jeder nöchte auch für
rliese Ausbildung möglichst wenig bezahlen, d.h. aLso nach Möglichkeit

"den ancteren" zahlen lassen, weil diese Investition natürlich unleug-

l:are Zusatzkosten beinhaltet.
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Die verschiedenen' von den Betrieberr gegrürrdeten Berufsbildungszentren
haben die Nachwirkrrngen der tr irtschaf tskrise und cler Finanzgeschäf te
voll zu spüren bekommen. verschiedene Zentren konnten nur aufgrund
einer Mehr-Parleien-Mitbestimmung - Staat, Gemeind.e, Hand,werkskammer
(Verband Luxemburgischer lndustriell.er), Arbeitskammer (Arbeitlrehmer)
- oder aufgrund massiver staatlicher Sul¡venlionen überLeben. Die Frage
der Gründung überbetriehlicher Berufsbiltlungszentren steht auf der
Tagesordnung. Mit der Entscheidung für den Aufbau eines NatjonaLen
Berufsbildungszentruns hat die Regierung hierzu einen ersten Schritt
unternommen. Dieses Zentrum soll clie Berufsbildungsaktivitäten der
derzeit einsatzfähigen regionalen Berufsbilciungszentren koordinieren
und könnte und sollte gleichzeì.tig bei der Förderung neuer Technol-o-
gien und neuer Arbeitsmethoden eine wicht.ige Rolle spielen. über ein
von privater Seite initiiertes Projekt wird ebenfalls beraten: das
Proiekt einer ìlationalen Stiftung für Beschäftigung, Fortbildung und
I¡entfliche unschu).ung. Hierbei geht es um die Erzielung einer
wirkungsvollen Synergie finanzieller, personeller und materieller
Ressourcen, in die bestimnte bereits bestehende berufsbildende AusbiI-
tlungsinstit,ute mit privatwirtschaftlichen, verbandsrechtlichen oder
parasLaatlichem Statut einbezogen werden sol.len.

Das zentrale Problen, für das noch rlie Lösung bzw. vieLmehr Lösungen
zwischen den Sozialpartnern ausgehandelt werden müssenr bLeibt das
Problem der Finanzierung der Berufsbildung, an der sich zweckmäßiger-
peise jeder Partnter nach noch festzulegenclen Moclalitäten beteiJigen
sollte: ein Berufsbildungsfonds, der durcl¡ eine "Berufsbildungssteuer,,
finanziert wird, clie bei Betrieben und Einzelpersonen (nach dem Vor_
bild der Solidaritätssteuer zur Finanzierung rles Beschäftigungsfonds)
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erhobell wird, Sleuerbefreiung unter bestimmt.el¡ Voraussetzungen, Å¡s-
bildungsprämien, bc'soûdere Bankkreclite, Ziehrrnqsrechte auf einen Aus-
bildungskl'edit, Bildungsurlaub, subventíonen, sLipendier¡ usw.

In diesem Zusammenhang ist auf die Berufsbildungsprobleme hinzuweisen,
vorl denen beslimmte Gruppen der luxemburgischen Bevölkeruug besonders
betroffen sind: Jugendliche ohne schulische Berufsqualifikation, kör-
pqrlich, leistig und gesellschaftlich Behinderte, Ausländer, Frauen
und Persone¡l im Alter von 50 bis 65 Jahren. Die Regierung hat ei_ne
ganze Reihe von Maßnahmen ergriffen, miL denen sich ent.weder besondere
Strukturen (SonderschuLdienst, Amt für behinderte .{rbeitnehmer,
Berufsberaturrgs- und -ei¡rweisungskurse usw. ) betreiben oder private
Initiativen (Beschäftigungsfoncls, velschiedene Maßnahr¡en zur Stützung
tles I{irt.schaftswachstums usw. ) stützen und anregen Iassen. In diesen
Sektor ist auf die Zusammenarbeit hinzuweisen, clie sich zwischen dem

Slaat ultd Verl.rällden elrtwickelt hat, dererr vorrangiges Ziel die beruf-
I iche Eingliederung bzw. f{ieclereinglieclerung der genannten Gruppen
ist. Diese Zusanmenarbeit nacht die Tätigkeit regelrechter Sozial"-
betriebe möglich, die von der EntwickLung der VoLkswirtschaft und cler
h'eltwirtschaft, besonders bedrohten Personen Arbeit beschaffen bzr.-. die
cliesen eine vorqualifizierende'Grundbildung vermitteLn. So entwickell
sich in Luxenburg eine regelrechte "sozialwirtschaft", wobei es auf-
schlußreich und nützlich wäre, deren Inclikatoren in Landesstatistiken
analysieren zu könne¡t. All diese Sozialbetriebe stützen sich offenbar
auf ei'n Netz humanitärer Hilfeleistungen, für das das von cler Landes-
lolterie finarrzierte Natiorrale Hilfswerk "Großherzogin Charlotte" das
Zentralgebätrde clarstellt und in gewisser weise die RoIle einer
"soz iaìbank" überninmt. unterhaì.tung, Tätigkeit und Ausbau dieser
sozi¿rlwirtschaft mit ihren eigenen AusbiLdungs-, Einstellungs- und
Marktst.nrkturen werden für die sozialpartner in den Maße zu einen
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wichtigen Faktor, aIs diese Sozialwirtschaft bei¡n .{bbau der Arbeits-
losigkeit dieser beso¡rclers beclrohten br.uprrerr eirre wichtige RoIIe
spielt, die das luxenburgische M<-¡delI des verträglichen Zusammenlebens
nur noch stärken kann.

Bei alL diesen mehr oder weniger spezifisch nalionalen problemen darf
nicht vergessen werden, daß am vorabend des für 1993 geplanten großen
Europäisciren Binnenmarktes cler Ausbau der luxemburgischen Berufsbil-
dung zwei für. das tjberlebell der luxemburgischen Hirtschaft irr einem
Límfeld zunehmenden f{ettbewerbs außerordentlich wichtige Dinensionen
einbeziehen r¡uß:

a) den Ausbau der beruflichen Erstausbildung und r+eiterbildung auf
nikro-regionaler Ebene (Norden, Sütlerr , Zentrum, Osten, iresten ) , um

da¡uit die potenliellen personellen Ressourcen jeder einzelnen Region
durclt die Dezentralisierung cler Berufsbildungsarten parallel zu einer
Regionalisierung tier l'IirtschaftstätigkeiL cles Landes optimal nutzen zu
können;

h) den integrierten ¡lusbau der beruflichen Erstausöi Jdung und tyeiter-
bildung auf nakro-regionaler Ebene des künftigen Europas, Die
zttnehmenr:le Internationa].isierung cler Volkswirtschaften bringt clie
Schaffung und den Ausbau verschiedener europäischer Indust,rie- und
Dienstleistangsschverpunkte mit sich, von denen sich einige in grenz-
überscl¡reitenden geostrategischen Zonen ansiedeln. Luxenburg nuß seine
Berufsbildung (uncl seine volkswirtschaft) nach cler europäischen Region
konzipieren und ausbauen, für die es ein potentieJ)es zentrun
'larstellt: Luxembtrrg, die Provinz Luxembrrrg und tias deutschsprachige
G".l¡iet von St. Vilh ( Belgien) , das Saarland ( BRD) und Lothringen
(Frankreich). Ferner entstehen bzw. leben politische, gever/,-sc-åaft-
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liche und ArbeÍtgeber-Beratungsstmtkturen wi.ecler aul (die luxembur_
gische Ei'ser¡- und Stahli¡¡cluslrie l¡afte ,:ine "regional ausgerichlete,,
Strategie). Gegetiwärtig verläuf I cler gre¡züberschreitencle Strom cier
Erwerbspersonelì auf Beschäf t igurrgseberrr-' ¡-rrakt isch aLs Einbahnstraße
(v iele Grenzarbeiter in Luxembut'g) , währencl wir l¡ei cler Aus6iJ.clurrg c.las
entgegengesetzte Pì¡änr.rmen beobachr-erl (vi.ele Luxemburger in den angren-
zenden Länclerr¡ ) . Dieses Ungleichgewicht gi It es im Hinbl i.ck auf rlen
Aufbau einer großen europäischen Eegion, in cler die hirtscltaft un,l ,lie
Ausbildung Lu.renhurgs uncl dieser Grenzregiotten integriert sincl, ernst-
haf t' zu ¡.rrüf en. Um überleben zu könnerr, muß Luxemburg rlarauf ach¡en,
seiner \¡olkswirtschaf t clie Dynamik zu erhalten, die auf cier. optinalen
Nutzung jhrer personel)en .gessourcell ber.uht, Has Luxenburg dazu
verpf lichtet, eine gegenüber clen sich hjer ansiedelnclen ,lusländern of -
fene Politik der deøc.tgraphischen Entwicklung zu fördern,

An diesen Persi;ektiven muß sich
ausrichten.

die künf t,ige Rolle cler Soz ralpartner
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